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Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD) vom 
03.09.2024 betreffend Zukunft des Hochwasserschutzes in Bayern 

Anlagen: 
Anlage 1: Pegel Stand 16.09.2024 
Anlage 2: Geförderte Renaturierungsmaßnahmen 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

die Schriftliche Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Staatsmi-

nisterium für Wohnen, Bau und Verkehr (StMB) wie folgt: 

1.1 Wie viele Pegelstandsmesser gibt es an bayerischen Flüssen (bitte 

nach Gewässerordnungen, Regierungsbezirk, Landkreisen und Kreis-

freien Städten aufgeschlüsselt angeben)? 

1.2 Wie viele dieser Messgeräte waren für das Juni-Hochwasser relevant? 

1.3 Gibt es konkrete Pläne zum Ausbau der Pegelstandsmesser in Bayern? 

Die Fragen 1.1 bis 1.3 werden gemeinsam beantwortet: Unter einem 

Pegelstandsmesser wird im Folgenden eine Einrichtung zum Messen 

des Wasserstandes an oberirdischen Gewässern verstanden. Die festin-
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stallierte Pegellatte zum Ablesen eines Wasserstandes ist der maßgebende Teil 

eines Pegels. Überwiegend wird diese Messeinrichtung mit ergänzenden Gerä-

ten und Einrichtungen für die Messwertaufnahme, das Registrieren, Anzeigen 

und Fernübertragen des Wasserstandes kombiniert. 

Zur Erfassung der Wasserstände an den bayerischen Flüssen und Seen be-

treibt die Bayerische Wasserwirtschaftsverwaltung das gewässerkundliche 

Messnetz mit rund 530 Pegeln an Fließgewässern. Informationen und Daten 

sind im Internet unter https://www.gkd.bayern.de/ veröffentlicht. Für spezifische 

Fragestellungen gibt es eine Reihe von meist temporär betriebenen Sonder-

messstellen. Darüber hinaus existieren weitere Messstellen, die von Dritten für 

deren Fragestellungen betrieben werden. Die Gesamtanzahl der Pegel an bay-

erischen Flüssen variiert daher je nach Fragestellung.  

Für den bayerischen Hochwassernachrichtendienst (HND) werden die von un-

terschiedlichen Betreibern zum aktuellen Stand bereitgestellten Wasserstands-

daten genutzt und im Internetportal veröffentlicht. Die am 16.09.2024 im HND 

verfügbaren Pegel mit Online-Datenversorgung sind in Anlage 1 aufgelistet, ge-

ordnet nach Gewässerordnungen und Verwaltungseinheiten. 

Das Pegelmessnetz der Wasserwirtschaftsverwaltung wird kontinuierlich weiter-

entwickelt. Für die Leistungen des HND ist dabei weniger der mengenmäßige 

Ausbau als vielmehr die Anpassung an neueste technische Entwicklungen 

maßgebend.  

2.1 Mit welchen technischen Methoden und Tools und unter Einbeziehung der Da-

ten werden Prognosen (eine Woche bis wenige Stunden im Voraus) in den 

Wasserwirtschaftsämtern für Hochwasserereignisse erstellt (bitte mit Angabe 

der erfassten Daten)?    

Hochwasservorhersagen werden von den fünf Hochwasservorhersagezentralen 

erstellt. Die Hochwasservorhersagezentralen Main, Donau und Inn sind am 

Landesamt für Umwelt (LfU) angesiedelt, die Hochwasservorhersagezentrale 

Iller/Lech am Wasserwirtschaftsamt (WWA) Kempten, die Hochwasservorher-

sagezentrale Isar am WWA Weilheim. Die Vorhersagen werden mit hydrologi-

schen und hydraulischen Modellen erstellt. Bei den hydrologischen Modellen 

https://www.gkd.bayern.de/
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handelt es sich sowohl um Wasserhaushaltsmodelle als auch um Nieder-

schlags-Abfluss-Modelle der Software LARSIM. Hydraulische Modelle kommen 

an den größeren Flüssen Main, Donau und Inn zum Einsatz. Es gibt dabei eine 

Zusammenarbeit mit der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung.  

Der Vorhersagehorizont hängt vom numerischen Wettermodell ab, das für die 

Vorhersageerstellung verwendet wird. Als Standardvorhersage wird meist das 

ICON-EU-Modell des Deutschen Wetterdienstes (DWD) mit einer 4-Tagesvor-

hersage berechnet und nach Prüfung für einen belastbaren Zeitraum von 6 bis 

24 Stunden und als Trend auch bis zu zwei Tage veröffentlicht. 

Automatische, nicht qualitätsgeprüfte Ensemblevorhersagen werden für einen 

Zeitraum bis 14 Tage auf Grundlage des Europäischen Globalmodell ECM er-

stellt. Ensemblevorhersagen geben eine Reihe möglicher Entwicklungen aus 

und zeigen damit den Unsicherheitsbereich der Wettervorhersage auf. 

Die Prognosen werden mit Hilfe von Daten erstellt, die per Fernübertragung zur 

Verfügung gestellt werden. Neben den unter Frage 1 behandelten Pegeldaten 

und den meteorologischen Vorhersagen fließen in die Erstellung der Hochwas-

servorhersagen auch meteorologische Messdaten ein. Das LfU betreibt dazu in 

Kooperation mit dem DWD ein gemeinsames meteorologisches Messnetz 

(siehe Frage 3.3). Auch Fremdmessnetze werden für die Vorhersage einbezo-

gen, sofern dies die Vorhersagen verbessert, z. B. von der Bayerischen Lan-

desanstalt für Landwirtschaft oder Kraftwerksbetreibern. 

2.2 Wie hoch sind diese Prognosen aufgelöst? 

Die Prognosen sind zeitlich stündlich aufgelöst. 

2.3 Wem werden diese Prognosen zur Verfügung gestellt (bitte mit Angabe des 

Zeitpunktes und des Detailsgrades)? 

Alle Prognosen über den gesamten Zeitraum können von den WWÄ eingese-

hen werden, welche auf dieser Basis ihre Warnungen entsprechend der Verord-

nung über den Hochwassernachrichtendienst (HNDV) erstellen. Empfänger der 

Meldungen sind die Gemeinden, Betreiber besonders gefährdeter Anlagen     
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(z. B. Wasserkraft) und im Einzelfall Betreiber von Baustellen in und am Gewäs-

ser. Im Hochwasserfall erfolgt die Aktualisierung nach Bedarf, in der Regel ge-

koppelt an das Vorliegen neuer Niederschlagsprognosen.  

Unter www.hnd.bayern.de werden auch der Öffentlichkeit Prognosen zur Verfü-

gung gestellt.  

Für viele Pegel werden zusätzlich auch die unter 2.1 erläuterten automatisch er-

stellten, ungeprüften Ensemblevorhersagen als mögliche Entwicklungen publi-

ziert. In den Ensembles ist der große Unsicherheitsbereich auch für die Öffent-

lichkeit zu sehen, der durch die potentiell unterschiedlichen Wetterentwicklun-

gen über den geprüften Vorhersagehorizont hinaus vorliegt. 

3.1 Welche Maßnahmen ergreift die Staatsregierung, um wissenschaftliche Er-

kenntnisse in die Prognosesysteme einzubeziehen?   

Hinter dem Niederschlags-Abfluss-Modell der Software LARSIM steht eine Ent-

wicklergemeinschaft der Länder, die gemeinsam Weiterentwicklungen voran-

treibt und dabei eng mit Universitäten zusammenarbeitet. Das LfU ist zudem an 

Projekten des DWD zur Weiterentwicklung meteorologischer Vorhersagepro-

dukte beteiligt und bindet neue Produkte in die Vorhersageerstellung ein. 

3.2 Wie ist die Kommunikation zwischen den verschiedenen Wasserwirtschaftsäm-

tern während solcher Katastrophen geregelt?   

Regelungen zur Kommunikation trifft die Verordnung über den HNDV sowie die 

Bekanntmachung zum Vollzug der Verordnung über den Hochwassernachrich-

tendienst (VBHNDV). Konkret ist in den Hochwassernachrichtenplänen die 

Kommunikation zwischen den Teilnehmern im HND geregelt. Darunter fällt die 

Kommunikation zwischen verschiedenen WWÄ und die Kommunikation mit wei-

teren Teilnehmern, z. B. den Kreisverwaltungsbehörden (KVB) und Kommunen. 

3.3 Welche Quellen werden genutzt, um Daten über lokale Starkregenereignisse zu 

erfassen (bitte mit Angabe der Form der Integration der Prognosen)? 

Der HND Bayern nutzt die Daten von rund 900 Niederschlagsmessstellen mit 

Messintervallen von einer Minute bis zu einer Stunde. Davon betreiben das LfU 

und die Bayerische Wasserwirtschaftsverwaltung rund 130 Stationen, erfassen 

http://www.hnd.bayern.de/
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Minutenniederschläge und nutzen eine 5-minütliche Abruftaktung. Dadurch las-

sen sich Starkregenereignisse nahezu in Echtzeit erfassen. Die Partnermess-

netze sind häufig weniger gut ausgestattet und haben vielfach nur eine Ab-

ruftaktung von stündlich oder seltener. 

Ferner lassen sich mit dem Radarverbund des DWD grundsätzlich lokale 

Starkregenereignisse ermitteln. Eine Reihe von Störeinflüssen kann diese Ra-

darerfassung allerdings erschweren oder verhindern, z. B. Abschirmung durch 

Hindernisse, hintereinanderliegende Gewitterzellen, Inversionen oder Verduns-

tung in der Atmosphäre. 

Beide Messverfahren (direkte Stationsmessung und indirekte Niederschlagsra-

darerfassung) werden in speziellen DWD-Produkten (RADOLAN) kombiniert. 

Auch der HND Bayern verwendet, analysiert und veröffentlicht diese Daten (In-

tensitäten und Jährlichkeiten, unter https://www.hnd.bayern.de/niederschlag/ra-

darniederschlag). Die genannten Produkte werden auch als eine der Eingangs-

größen in den hydrologischen Vorhersagemodellen genutzt. 

Die Vorhersage von und die Warnung vor lokalen Sturzfluten, abseits von 

Hochwassernachrichtenpegeln, ist keine gesetzliche Aufgabe des HND. 

Als Informations- und Recherchetool hat die Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft 

Wasser in diesem Jahr ein bundesweites Starkregenportal https://starkregen-

portal.de/ aufgesetzt. Dort finden sich u. a. folgende Rubriken: Aktueller Nieder-

schlag, Starkregen, Ereignissuche und Schadensformular. 

 

4.1 Wie wird die Abstimmung zwischen den Wasserwirtschaftsämtern bezüglich 

des Hochwasserschutzes an Flussläufen mit unterschiedlichen Zuständigkeits-

bereichen sichergestellt?   

Planung und Umsetzung einzelner Hochwasserschutzmaßnahmen erfolgen an 

allen WWÄ mit den einheitlichen Vorgaben und Standards des Bayerischen Ge-

wässer-Aktionsprogramms 2030 (PRO Gewässer 2030), Bayerns integraler 

Strategie für Hochwasserschutz und naturnahe Gewässerentwicklung. Dazu 

https://www.hnd.bayern.de/niederschlag/radarniederschlag
https://www.hnd.bayern.de/niederschlag/radarniederschlag
https://starkregenportal.de/
https://starkregenportal.de/
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gehören beispielsweise der einheitliche Schutzgrad HQ100 (gemäß LEP) zu-

züglich eines Klimaänderungszuschlags.  

Befindet sich eine lokale Hochwasserschutzmaßnahme an einem Flusslauf im 

Zuständigkeitsbereich mehrerer WWÄ, erfolgen zusätzliche Abstimmungen, 

ggf. auch unter Beteiligung der zuständigen Regierungen.  

Bei überregionalen Hochwasserschutzmaßnahmen, wie z. B. den Flutpoldern 

an der Donau, erfolgt außerdem eine intensive Abstimmung mittels einer eige-

nen Projektorganisation, die die Zusammenarbeit und den regelmäßigen Aus-

tausch zwischen den beteiligten Fachstellen der Wasserwirtschaft (Bayerisches 

Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV), Regierungen, 

WWÄ, LfU) regelt. 

4.2 Welche Faktoren sind maßgeblich für die Verfahrensdauer bei der Umsetzung 

von Hochwasserschutzmaßnahmen verantwortlich? 

Siehe hierzu Antwort zu Frage 4.3 

4.3 Was plant die Staatsregierung, um diese Verfahren zu beschleunigen? 

Verfahren zum Hochwasserschutz sind nach geltender Rechtslage zügig und 

mit hoher Priorität durchzuführen. Um die KVB bei der Verfahrensdurchführung 

weitergehend zu unterstützen, soll ihnen mehr Flexibilität bei der Verfahrens-

durchführung eingeräumt werden. Die bundesrechtliche Vorgabe, dass in jedem 

Planfeststellungsverfahren ein Erörterungstermin zwingend durchgeführt wer-

den muss, soll durch eine fakultative Vorgabe ersetzt werden. Dadurch kann 

auf die Durchführung eines zeitlich aufwendigen Erörterungstermins in einfach 

gelagerten oder unstrittigen Fällen verzichtet werden. 

Zudem wird durch die geplante Digitalisierung wasserrechtlicher Verfahren eine 

Beschleunigung erreicht. Neben der aufwändigen technischen Realisierung bei 

allen 96 KVB sowie den jeweiligen Fachbehörden (WWA, Fachberatung für Fi-

scherei etc.) sind entsprechende Anpassungen der Rechtslage geplant.  

Das StMUV setzt sich gegenüber dem Bund dafür ein, dass im Zuge des ge-

planten Hochwasserschutzgesetzes III das überragende öffentliche Interesse 

für Belange des Hochwasserschutzes in das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
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aufgenommen wird. Zudem soll dem Hochwasserschutz eine vorrangige Be-

deutung bei Abwägungsentscheidungen eingeräumt werden. 

5.1 Wie bewertet die Staatsregierung das Verhältnis von technischem zu natürli-

chen Hochwasserschutzmaßnahmen bei Planungsverfahren? 

Im Ergebnis muss der landesplanerisch als Ziel formulierte Schutz vor einem 

hundertjährlichen Hochwasserereignis erreicht werden. Die Maßnahmen müs-

sen wirtschaftlich, sparsam und gleichermaßen effektiv sein. Insoweit erfolgt 

grundsätzlich ein integraler Ansatz, der sowohl natürliche als auch technische 

Hochwasserschutzmaßnahmen beinhaltet. 

5.2 Werden Möglichkeiten zur Ausweitung des natürlichen Hochwasserschutzes 

weiter flussaufwärts bei Planungen für den Hochwasserschutz einer bestimm-

ten Kommune berücksichtigt? 

Grundsätzlich wird zunächst ein Hochwasserschutz- und Rückhaltekonzept er-

stellt, in dem sowohl der technische Hochwasserschutz als auch Maßnahmen 

des natürlichen Rückhalts und der Hochwasservorsorge aufgezeigt werden. An 

Gewässern dritter Ordnung planen Kommunen in eigener Verantwortung den 

Hochwasserschutz in ihrem Gemeindegebiet. Kommunen können die Erkennt-

nisse aus diesen Konzepten bei der Realisierung ihrer Hochwasserschutzmaß-

nahmen miteinbeziehen. 

 

5.3 Wie ist die Entschädigungsregelung für Landwirte, die ihre Flächen für Re-

tentionsflächen zur Verfügung stellen, ausgestaltet (bitte mit Angabe, ob die 

Staatsregierung dieses Regelungen als ausreichend erachtet)? 

Werden landwirtschaftliche Nutzflächen gezielt geflutet, um unterhalb liegende 

örtliche Hochwasserschutzanlagen vor Überlastung zu schützen und so erhebli-

che Schäden in bebauten Gebieten zu vermeiden, greift die vom StMUV ge-

meinsam mit dem Bayerischen Landwirtschaftsministerium und dem Bayeri-

schen Bauernverband erarbeitete, sog. Flutpoldervereinbarung. Sie sieht vor, 

dass für die Eintragung einer entsprechenden Dienstbarkeit pauschal 20 % des 
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Verkehrswertes des Grundstückes bezahlt werden. Zudem werden im Einsatz-

fall alle durch die maßnahmenbedingte Flutung verursachten Schäden an land- 

und forstwirtschaftlichen Kulturen und Grundstücken erstattet. Hierbei handelt 

es sich um eine großzügige und allseits akzeptierte Regelung. 

Landwirtschaftliche Nutzflächen, die in einem natürlichen Überschwemmungs-

gebiet liegen, werden nicht aktiv zur Verfügung gestellt. Ein Entschädigungsan-

spruch bzw. eine Entschädigungsregelung besteht daher in diesen Fällen 

grundsätzlich nicht. Bei extremen Hochwasserereignissen wie im Juni 2024 

kann die Bayerische Staatsregierung Hilfsprogramme auflegen, um besondere 

Härten für die Landwirtschaft auszugleichen (vgl. Hilfsprogramm Soforthilfe 

Hochwasser 2024). 

6.1 Welche hochwassermindernden Renaturierungsmaßnahmen wurden in den 

letzten Jahren gefördert (bitte aufgeschlüsselt nach Regierungsbezirken, Land-

kreisen und kreisfreien Städten angeben)? 

Eine Übersicht der angesprochenen Maßnahmen kann der beigefügten An-

lage 2 entnommen werden. Dabei wurden Gewässerausbaumaßnahmen zur 

naturnahen Gestaltung von Gewässern und zur Verbesserung des natürlichen 

Rückhalts im Gewässer ausgewertet, die ab dem Jahr 2019 verbescheidet wur-

den. Renaturierungsmaßnahmen tragen u. a. dazu bei, dass Hochwasserwellen 

gemindert und zeitlich verzögert werden. Insgesamt wurden ca. 13 Mio. Euro an 

Zuwendungen in Aussicht gestellt. Die Auswertung ergab in dem genannten 

Zeitraum keine entsprechenden Maßnahmen in kreisfreien Städten.  

6.2 Welche Maßnahmen fördern aktuell eine nachhaltige Verbesserung der Boden-

qualität in den von Hochwasser betroffenen Gebieten?  

Nach den Richtlinien für Zuwendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben 

(RZWas 2021) werden keine Maßnahmen zur nachhaltigen Verbesserung der 

Bodenqualität gefördert. Eine allgemeine Übersicht von Förderprogrammen im 

Bereich der Land- und Forstwirtschaft ist unter https://www.stmelf.bayern.de/fo-

erderung/index.html einsehbar. 

https://www.stmelf.bayern.de/foerderung/index.html
https://www.stmelf.bayern.de/foerderung/index.html
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6.3 Welche langfristigen Ziele werden bei dem Umbau von Kommunen zu 

Schwammstädten angestrebt (bitte mit Angabe der Art und Weise der Evalua-

tion)? 

Wichtigstes Ziel ist die blaue Infrastruktur zu stärken und wassersensibel zu 

bauen. Dem dient das sogenannte Schwammstadt-Prinzip, das frühzeitig in die 

Planung neuer Quartiere und in Stadtumbaumaßnahmen einfließen muss. 

Wichtigstes Planungsinstrument ist dabei die Bauleitplanung der Kommunen. 

Die Siedlungsbereiche sollen dabei möglichst gut auf lange Trockenzeiten und 

gleichzeitig auf plötzlichen Starkregen vorbereiten sein. Dabei soll das Nieder-

schlagswasser zurückgehalten und gespeichert werden. So wird auch die Ka-

nalisation entlastet. Das Stadtgrün kann Trockenzeiten besser überstehen. 

Wasser, das versickert, speist auch das Grundwasser. Wasser, das verdunstet, 

kühlt die Umgebungsluft im städtischen Bereich und ist somit auch gut für das 

Stadtklima. Dabei wird ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt, um die Siedlungsbe-

reiche langfristig nach dem Schwammstadtprinzip umzubauen. Zusammenfas-

send ist dabei Kernziel, Wasser schwammartig in der Fläche zu halten und 

nicht mehr möglichst schnell abzuleiten. 

7.1 Welche Anreize gibt es für Kommunen, Maßnahmen einer Schwammstadt um-

zusetzen?   

Der Freistaat unterstützt Kommunen mit Beratungsangeboten und Förderungen 

und greift das Thema wassersensibles Planen und Bauen mit zahlreichen Akti-

vitäten und Projekten auf. Beispielsweise wurden im Modellvorhaben „Klimage-

rechter Städtebau“ von 2020 bis 2023 acht bayerische Städte bei der Erarbei-

tung von städtebaulichen Klimaanpassungskonzepten unterstützt. Diese haben 

die Auswirkungen des Klimawandels auf den Städtebau untersucht und Anpas-

sungsmaßnahmen in ihren Stadtgebieten entwickelt – so auch Maßnahmen im 

Sinne des Schwammstadt-Konzeptes. Mit den Zukunftsthemen der Siedlungs-

entwicklung befasst sich auch das laufende Modellprojekt LANDSTADT BAY-

ERN. Dabei werden insgesamt zehn Städte und Gemeinden aus ganz Bayern 

bei der Entwicklung von städtebaulichen Konzepten für zukunftsweisende Quar-

tiere auf innerörtlichen Brach- und Konversionsflächen finanziell und fachlich 



- 10 - 
 

unterstützt. Im Projekt geht es unter anderem darum, das Thema Klimaanpas-

sung voranzubringen. Einige Modellkommunen entwickeln ihre Quartiere nach 

dem Prinzip der Schwammstadt.  

Der Freistaat hat mit experimentellem Wohnungsbau seit 40 Jahren ein be-

währtes Instrument für Innovation und Nachhaltigkeit und liefert einen aktiven 

Beitrag zu aktuellen Themen. In konkreten Modellprojekten werden innovative 

Projekte bei der Umsetzung begleitet, um aus den Erfahrungen zu lernen und 

Erkenntnisse bayernweit auf andere Baumaßnahmen zu übertragen. Im aktuel-

len Modellvorhaben „Klimaanpassung im Wohnungsbau“ wird das Ziel verfolgt, 

Wohngebäude und Wohnumfeld an die klimatischen Herausforderungen anzu-

passen. Dafür wurden 10 Modellprojekte in ganz Bayern ausgewählt. 

Die Auseinandersetzung mit Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel 

ist eine Querschnittsaufgabe der Städtebauförderung. Die Verbesserung der 

grünen und blauen Infrastruktur im öffentlichen Raum kann in besonderem 

Maße gefördert werden – so auch Maßnahmen im Sinne des Schwammstadt-

Konzeptes. Im Rahmen der Städtebauförderungs-Initiative „Klima wandel(t) In-

nenstadt“ erhalten Gemeinden für Maßnahmen der klimagerechten Innenent-

wicklung sogar einen Fördersatz von bis zu 90%.  

In der sozialen Wohnraumförderung bietet der Freistaat für besonders nachhal-

tige Projekte einen ergänzenden „Nachhaltigkeitszuschuss“ (WFB 2023) an. In 

der Einkommensorientierten Förderung (EOF) und der Aufwendungsorientierten 

Förderung (AOF) wird der Bau von geförderten Wohngebäuden, die besonders 

klimagerechte und nachhaltige Maßnahmen umsetzen, wie z. B. der Möglichkeit 

zur Speicherung von Regenwasser, mit zusätzlichen Mitteln unterstützt. Auch 

im Bayerischen Modernisierungsprogramm (BayMod) kann der „Nachhaltig-

keitszuschuss“ als ergänzende Förderung bei der klimasensiblen Sanierung 

von Gebäuden gewährt werden. 
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7.2 Welche Informationsangebote werden den Kommunen in Bezug auf 

Schwammstädte bereitgestellt?   

Das StMUV stellt gemeinsam mit nachgeordneten Behörden zu dem Thema 

entsprechendes Informationsmaterial zur Verfügung: 

https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/abwasser/wassersen-

sible_siedlungsentwicklung/index.htm, 

insbesondere die Broschüre „Wassersensible Siedlungsentwicklung in Bayern − 

Empfehlungen für ein zukunftsfähiges und klimaangepasstes Regenwasserma-

nagement in Bayern“:  

https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmuv_wasser_018.htm 

Die Erkenntnisse aus dem Modellvorhaben „Klimagerechter Städtebau“ inklu-

sive einer umfangreichen Sammlung von Informationsangeboten werden in ei-

nem digitalen Leitfaden des StMB zusammengefasst und voraussichtlich ab  

15.10.2024 allen interessierten Gemeinden zur Verfügung stehen (sodann ab-

rufbar unter: https://klimagerechter-staedtebau.bayern.de). 

Im Rahmen des Modellvorhabens „Klimaanpassung im Wohnungsbau“ wurde 

eine Publikation mit konkreten Handlungsempfehlungen für Kommunen, Bau-

herren und Planende durch das StMB erstellt (https://www.stmb.bayern.de/woh-

nen/experimentellerwohnbau/index.php). 

 

7.3 Wie viele Kommunen haben bereits Maßnahmen zur Entwicklung hin zur 

Schwammstadt umgesetzt (bitte mit Angabe der jeweiligen Maßnahmen und 

aufgeschlüsselt nach Regierungsbezirken, Landkreisen und kreisfreien Städten 

angeben)? 

Hierzu gibt es keine Erhebungen. 

 

https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/abwasser/wassersensible_siedlungsentwicklung/index.htm
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/abwasser/wassersensible_siedlungsentwicklung/index.htm
https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmuv_wasser_018.htm
https://klimagerechter-staedtebau.bayern.de/
https://www.stmb.bayern.de/wohnen/experimentellerwohnbau/index.php
https://www.stmb.bayern.de/wohnen/experimentellerwohnbau/index.php
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8.1 Gibt es technische Einrichtungen, die bei Überspülung des Pegelstandsmes-

sers dieses anzeigen, statt „zu niedrige“ Messungen auszugeben, wie wohl 

beim Juni-Hochwasser teilweise geschehen?   

Im gewässerkundlichen Messnetz werden die Wasserstände an den Pegeln re-

dundant (doppelt) mit unterschiedlicher Messtechnik gemessen. Dies ermög-

licht in der Regel, Fehlfunktionen festzustellen und nach Prüfung zu beheben.  

8.2 Wie hat sich die personelle Ausstattung der Wasserwirtschaftsämter über die 

letzten drei Jahrzehnte entwickelt? 

Die für die WWA gemäß Haushaltsplan zur Verfügung stehenden Stellen wur-

den, maßgeblich beeinflusst durch die Strukturreform beginnend vor rund 30 

Jahren, um rund 780 Stellen verringert. Bedingt durch diese strukturellen Ände-

rungen (17 statt 24 WWA; Aufgaben an die fachkundigen Stellen bei den KVB) 

sind die Personalzahlen für sich genommen wenig aussagekräftig. 

Seit der Legislaturperiode 2018 - 2023 fand kein Abbau von Stellen mehr statt. 

Heute weist der Stellenplan 2.612,58 Stellen für die WWA aus. 

8.3 Wie ist der aktuelle Stand der Besetzung von Planstellen?   

Die Zahl der besetzten Stellen an den WWÄ fluktuiert naturgemäß und verän-

dert sich laufend.  

Unter Berücksichtigung der üblichen Personalfluktuation und der damit in Zu-

sammenhang stehenden Nachbesetzungen kann von einer Vollbesetzung an 

den WWA gesprochen werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 
Thorsten Glauber, MdL 
Staatsminister 


